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— Drucksache IV/2328 — 
betr. Kreditprogramm zur Reinhaltung der Luft 


A. Bericht des Abgeordneten Junghans 


Der Initiativantrag wurde in der 130. Sitzung des 
Deutschen Bundestages vom 10. Juni 1964 dem Aus- 
schuß für Gesundheitswesen federführend und dem 
Wirtschaftsausschuß zur Mitberatung überwiesen. 

Nach einer Grundsatzdebatte in beiden Ausschüs- 
sen wurde die Bundesregierung ersucht, einen Be- 
richt über Kreditmaßnahmen und Bürgschaften zur 
Förderung von Luftreinhaltemaßnahmen vorzulegen. 
Der Bundesminister für Gesundheitswesen hat die- 
sen Bericht mit Schreiben vom 8. Februar 1965 an 
die beiden Ausschüsse übersandt. In dem Bericht 
wird betont, die Bundesregierung gehe von dem 
Grundsatz aus, daß derjenige, der die Luft ver- 
schmutze, auch für ihre Reinigung aufkommen 
müsse. Maßnahmen zur Vermeidung der Luftverun- 
reinigung seien daher primär eine Aufgabe der 
Emittenten. Die luftverschmutzenden Betriebe seien 
verpflichtet, ihre Anlagen so einzurichten und zu 
betreiben, daß die Allgemeinheit vor erheblichen 
Nachteilen, Gefahren oder Belästigungen geschützt 
sei. 

Der Einbau moderner Luftreinhaiteeinrichtungen, 
so heißt es in dem Bericht weiter, sei in vielen Fäl- 
len mit erheblichen finanziellen Belastungen ver- 
bunden und daher auch ein wirtschaftliches Problem 
erster Ordnung. Die notwendigen Investitionen 
könnten Größenordnungen erreichen, bei denen es 
den Unternehmen — insbesondere den kleinen und 
mittleren Betrieben — schwer falle, die erforder- 
lichen Mittel bereitzustellen. Damit auch in diesen 


Fällen die Maßnahmen zur Reinhaltung der Luft 
zu einem möglichst frühen Zeitpunkt durchgeführt 
werden könnten und um einen Anreiz zur Inten- 
sivierung der Investitionen für Luftreinhaltemaß- 
nahmen zu geben, leiste die Bundesregelung finan- 
zielle Hilfen. 

In dem Bericht wird im einzelnen ausgeführt, 
welche Maßnahmen zur Bekämpfung der Luftver- 
unreinigung getroffen worden sind und in welcher 
Weise Kredite und Bürgschaften vergeben wurden. 

Der Wirtschaftsausschuß hielt auf Grund dieses 
Berichtes den Antrag für erledigt. Er vertrat jedoch 
die Auffassung, daß sich der Bundestag in der näch- 
sten Legislaturperiode erneut mit den Möglichkeiten 
einer Unterstüztung der Maßnahmen zur Reinhal- 
tung der Luft beschäftigen müsse. 

Der Ausschuß für Gesundheitswesen glaubte sich 
der Auffassung des Wirtschaftsausschusses hinsicht- 
lich der Erledigung des Antrages nicht anschließen 
zu können. Dies vor allen Dingen deshalb nicht, weil 
sich der Bericht des Bundesministers für Gesund- 
heitswesen im wesentlichen auf die bereits durch- 
geführten Maßnahmen und einige Planungen er- 
streckt, jedoch nicht im vollen Umfang auf das im 
Antrag geforderte Programm. Im übrigen war sich 
der Ausschuß für Gesundheitswesen darüber im 
klaren, daß sich der Bundestag auch in der kommen- 
den Wahlperiode noch eingehend mit den Proble- 
men der Reinhaltung der Luft befassen muß, um der 
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immer größeren Belästigung durch Luftverschmut- 
zung zu begegnen. Da die Emittenten aber nicht nur 
im Bereich der Privatwirtschaft zu suchen sind, son- 
dern auch in nicht unerheblichem Umfang bei den 
kommunalen Einrichtungen, glaubte der Ausschuß 
die Bundesregierung ersuchen zu sollen, zu prüfen, 
ob auch die kommunalen Betriebe in das Kredit- und 
Bürgschaftsprogramm einbezogen werden sollten. 

Der Ausschuß empfiehlt daher dem Bundestag die 
Annahme des unter B. wiedergegebenen Antrages. 


Bonn, den 21. Juni 1965 


Junghans 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

I. dem Bundestag bis zum 1. März 1966 ein Kredit- 
und Bürgschaftsprogramm 

1. für technische Anlagen, die die Luftver- 
schmutzung durch industrielle Emissionen 
mindern oder ausschließen und 

2. für lufthygienische Heizformen, vor allem für 
Fernheizungen 

vorzulegen, durch das die Vergabe von billigen 
Krediten ermöglicht wird; 

II. zu prüfen, ob in das Kredit- und Bürgschafts- 
programm kommunale Betriebe mit einbezogen 
werden sollten. 


Bonn, den 21. Juni 1965 


Der Ausschuß für Gesundheitswesen 

Dr. Hamm (Kaiserslautern) Junghans 

Vorsitzender Berichterstatter 
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